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Das Menschenrechtsverständnis 

der chinesischen Exilopposition

Ding Ding

Während die Regimegegner in der VR China durch die rigide politische Unter­

drückung des Regimes derzeit zum Schweigen gezwungen sind, gelten die im 

Ausland aktiven chinesischen Exilgruppierungen, die sich seit Anfang der 80er 

Jahre gebildet haben, als Hauptgegner des Regimes.Der Schutz der Menschen­

rechte ist ihr Ziel und die Menschenrechtsfrage dient ihnen als eine Hauptwaffe 

bei der Bekämpfung des kommunistischen Regimes in Beijing. Die Frage ist: 

Was verstehen die Exildissidenten unter dem Begriff der Menschenrechte - und 

welche Vorstellungen hat die Exilopposition in der Menschenrechtsfrage? Im 

folgenden wird versucht, darauf eine Antwort zu geben.

I Die Exilopposition und ihre programmatische Zielrichtung

Unter der Exilopposition der VR China verstehe ich solche politischen Gruppie­

rungen, die auf eine Demokratisierung Chinas zielen und das kommunistische 

Regime mittels einer formellen Organisationsform bekämpfen, um dereinst nach 

China zur Regierungsübernahme zurückzukehren.

Von den zahlreichen politischen Gruppierungen unter den in Übersee leben­

den Chinesen1 2 3 4 können meiner Ansicht nach nur wenige zur Exilopposition 

gerechnet werden. Es sind dies:

1. Die Chinesische Allianz für Demokratie (Zhongguo Minzhu Tuanjie Lian- 

meng, Minlian, CAD), gegründet am 27. Dezember 1983 in den USA als die 

erste Exilgruppe der VR China. Sie versteht sich als Fortsetzung der Demo­

kratiemauer-Bewegung Ende der 70er Jahre und hat ihren Hauptsitz in New 

York.

2. Die Föderation für ein Demokratisches China (Minzhu Zhongguo Zhenxian, 

Minzhen, FDC), gegründet am 23. September 1989 als Nachfolgeorganisation 

der Demokratiebewegung 1989, mit Hauptsitz in Paris.

3. Die Allianz für ein Demokratisches China (Zhongguo Minzhu Lianhe Zhen­

xian, Minlianzhen, ADC). Sie wurde auf der mißlungenen Fusionsversamm­

lung von CAD und FDC im Januar 1993 in Washington von Teilen beider 

Gruppen gegründet. Die ADC hat ihren Hauptsitz in San Francisco und gilt 

zur Zeit als die mitgliederstärkste Exilgruppe.

4. Die Freie Demokratische Partei Chinas (Zhongguo Ziyou Minzhu Dang, 

Zimindang, FDPC), gegründet im Juni 1991 durch einen Zusammenschluß 

von zwei politischen Gruppierungen in New York. Sie ist die einzige Exil­

gruppe, die sich als Oppositionspartei zur KP Chinas versteht und die Macht­

übernahme in der VR China als ihr langfristiges Ziel betrachtet.
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5. Der Koordinierungsrat der Demokratiegruppierungen (Minyun Zuzhi Xie- 

tiaohui, KD). Nach dem mißlungenen Zusammenschluß von CAD und FDC 

im Januar 1993 wurde der Koordinierungsrat auf Initiative der drei promi­

nenten Dissidenten Wang Ruowang, Liu Binyan und Fang Lizhi in Los Ange­

les gegründet. Der Rat gilt als "eine Koordinierungseinrichtung für Kontakt, 

Koordinierung und Zusammenarbeit der chinesischen demokratischen Grup­

pierungen und Dissidenten."2

Die genannten Gruppierungen verstehen sich selbst als demokratische Opposi­

tion gegen die alleinherrschende Kommunistische Partei Chinas (KPCh). Sie 

haben weltweit schätzungsweise insgesamt etwa 3.000 Mitglieder.3 Ihre Schlüs­

selpersonen, die etwa 100 zählen, umfassen fast alle im Exil lebenden promi­

nenten Dissidenten und Aktivisten der Protestbewegungen Chinas, von der 

"Hundert-Blumen-Bewegung" 1957 bis zur letzten Demokratiebewegung 1989. 

Außer wenigen Vertretern der Unternehmer und Arbeiterschicht gehören sie 

fast alle zur Intelligenz. Zur Identitätsbildung der Exilopposition spielt die Exil­

presse eine große Rolle. Dazu gehören die Monatszeitschriften wie Zhongguo 

Zhichun (China Spring ADC), Beijing Zhichun (Beijing Spring), Minzhu Zhong­

guo (Demokratisches China) und einige von den Basisorganisationen herausge­

bende Blätter wie Ziyouhun (Geist der Freiheit, Monatsblatt der FDC in Deutsch­

land).

Unter den Exilgruppierungen herrscht ein programmatischer Grundkonsens 

über die Zielrichtung der Demokratisierung Chinas. Sie alle wollen eine liberale 

und menschenrechteschützende Demokratie in China einführen. In ihren Pro­

grammen, die sich kaum voneinander unterscheiden, findet man fast gleichlau­

tende Grundsätze wie Abschaffung der Alleinherrschaft der KPCh, Einführung 

eines demokratischen Systems, Schutz des Privateigentums, Schutz der Men­

schenrechte und Bewahrung der gesellschaftlichen Gerechtigkeit, kurz gesagt: 

"Freiheit, Demokratie, Rechtsordnung und Menschenrechte". Kurzfristig streben 

sie danach, alle verhafteten Dissidenten und politischen Gefangenen freizulassen 

sowie die Meinungs-, Medien-, Publikations-, Versammlungs- und Vereinigungs­

freiheit zu verwirklichen. Dieses wollen die CAD, FDC und ADC mit friedlichen 

und gewaltfreien Mitteln erreichen. Nur die FDPC will einen Sturz des kommu­

nistischen Regime in China mit Gewalt nicht ausschließen.4

Trotz dieser gemeinsamen Zielrichtung stellt die Exilopposition allerdings 

alles andere als eine geschlossene Einheit dar. Sie besteht aus verschiedenen 

Richtungen mit unterschiedlichen Konzepten. Es gibt auch kein einheitliches 

Demokratie- und Menschenrechtsverständnis.

II Akzeptierung der Menschenrechtsidee als Recht des Individuums

Menschenrechte als Rechte des Individuums

Die Exildissidenten akzeptieren zum großen Teil den Begriff der Menschenrech­

te als individuelle Rechte und betrachten die Sicherung der Individualfreiheit als 

Mittelpunkt der Menschenrechtsidee. Für sie gilt die Interpretation der Men­

schenrechtskataloge durch die "Allgemeine Erklärung der Menschenrechte" der 

UN vom 10. Dezember 1948 als Maßstab.
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In einer gemeinsamen Erklärung der führenden Exiloppositionellen vom 14. 

November 1994 steht:

Der Begriff Menschenrechte ist bereits durch die "Allgemeine Erklärung der 

Menschenrechte" ausführlich interpretiert und streng definiert. Er hat eine 

allgemein anerkannte universelle Gültigkeit. Die Menschenrechte sind ange­

borene unveräußerliche Rechte des Menschen als Mensch. Dazu gehört unter 

anderem das Recht auf Freiheit, Eigentum, Sicherheit und Kampf gegen 

Unterdrückung. (...) Unter all den Freiheiten der Menschenrechte sind die 

Rechte auf Meinungsfreiheit, Sicherheit der Person, Vereinigungsfreiheit und 

Freizügigkeit usw. am wichtigsten. Sie sind voneinander nicht zu trennen und 

stehen in gegenseitiger Abhängigkeit.5

Im Gegensatz zur chinesischen Regierung, welche die kollektiven Rechte den 

individuellen überordnet und das Existenz- und Entwicklungsrecht betont, wird 

bei der Exilopposition den individuellen Menschenrechten, insbesondere den 

politischen Bürgerrechten, die absolute Priorität gegeben. Manche Dissidenten 

erkennen die kollektiven Rechte grundsätzlich nicht an. So bekräftigte Xiang 

Xiaoji, einer der Studentenführer der Demokratiebewegung von 1989 und zur 

Zeit stellvertretender Vorsitzender der CAD und Generalsekretär des Koordina­

tionsrates demokratischer Gruppierungen, daß er Menschenrechte "als angebo­

rene, universale, individuelle, untrennbare und absolute Menschenrechte" verste­

he. Menschenrechte seien nur Rechte des Individuums. Es gebe keine "kollekti­

ven Menschenrechte", keine "nationalen Menschenrechte" oder "staatlichen 

Menschenrechte".6

Der prominente Dissident Yan Jiaqi teilt die Menschenrechte nach den 

beiden internationalen Pakten aus dem Jahr 1966 ("Internationaler Pakt über 

bürgerliche und politische Rechte" und "Internationaler Pakt über wirtschaft­

liche, soziale und kulturelle Rechte") in zwei Kategorien und bezeichnete die 

einen als "von Natur angeborene Menschenrechte" (tianfu renquan) und die 

anderen als "von Menschen geschaffene Menschenrechte" (renfu renquan}. Die 

angeborenen Rechte, nämlich bürgerlich-politische Rechte, die sich auf die 

individuelle Freiheit beziehen, wie Freiheit der Person, Gleichheit vor dem Ge­

setz, Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit, haben nach ihm universale 

Gültigkeit. Die "von Menschen geschaffenen Menschenrechte", nämlich die 

ökonomisch-sozialen Menschenrechte, die sich auf soziale Sicherheit beziehen, 

wie z.B. das Recht auf Arbeit, Ausbildung und soziale Sicherheit, seien jedoch 

vom Entwicklungsniveau eines Landes abhängig. "Es gibt in der internationalen 

Gemeinschaft einen gemeinsamen Maßstab für bürgerlich-politische Rechte, 

aber keinen für die ökonomisch-sozialen Menschenrechte".7 Der Demokratie­

theoretiker Hu Ping hält es für unangebracht, Sozialrechte als Menschenrechte 

zu bezeichnen. Nach ihm sind soziale Rechte eher soziale Wohlfahrt (shehui 

füll}. Politische Rechte stehen vor der sozialen Wohlfahrt und gelten auch "als 

ein wirksamer Garant" für sie.8

Die Exildissidenten erkennen zwar kulturelle Unterschiede zwischen dem 

Westen und dem Osten an, weisen jedoch den kulturellen Relativismus in der 

Menschenrechtsfrage entschieden zurück. Sie betonen, daß es in der internatio- 



Ding Ding 21

aalen Gemeinschaft einen gemeinsamen Maßstab in der Demokratie- und Men­

schenrechtsfrage gebe. Es gebe keine "relativen und konkreten" Menschenrechte. 

"Menschenrechte kennen keine staatliche Grenze".9

Dabei gehen sie von der Würde des Menschen aus. Nach dem Ästhetiker 

Gao Ertai ist die Menschenrechtsfrage im Grunde genommen eine Frage der 

Würde des Menschen. So gehören Menschenrechte in diesem Sinne nicht nur zur 

westlichen Welt, sondern zum "inneren Bedürfnis jedes Menschen der Welt".10 

Ni Yuxian, stellvertretender Vorsitzende der FDPC, fand es absurd, Demokratie, 

Freiheit und Menschenrechte als westlich oder östlich zu bezeichnen: "Es ist 

genauso unbegreiflich wie der Versuch, die Sonne als die Sonne der Chinesen 

oder die Sonne der Amerikaner zu teilen."11

Nach der Feststellung von Hu Ping ist die liberalistische Überzeugung vieler 

Aktivisten der Demokratiemauer-Bewegung Ende der 70er Jahre eigentlich ein 

Ergebnis ihres Nachdenkens über eigene Erfahrungen unter despotischer Unter­

drückung und hat mit westlichen Ideen wenig zu tun.12 So könnten Menschen­

rechte "als ein Produkt der Erfahrungen und Vernunft der Menschheit" "in jedem 

Land und bei jeder Nation gültig" sein und von allen Menschen akzeptiert wer­

den.13

Es ist bemerkenswert, daß bisher kaum jemand in der Exilopposition ver­

sucht hat, in der chinesischen Kulturgeschichte nach Anknüpfungspunkten für 

die Menschenrechtsidee zu suchen.

Die These von Samuel Huntington zum "clash of civilisations"14 traf bei den 

chinesischen Exildissidenten auf scharfe Kritik. Guo Luoji, ein bekannter Dissi­

dent seit Ende der 50er Jahre, betrachtet sie als "eine Akzeptierung der Recht­

fertigung des Regimes in Beijing", welche die Meinungsverschiedenheiten in der 

Menschenrechtsfrage als "Zivilisationskonflikt" bezeichnet. Die Menschenrechte 

seien "gemeinsame Werte unterschiedlicher Kulturen". Meinungsverschiedenhei­

ten in Menschenrechtsfragen zwischen Osten und Westen seien nicht auf "Zivili­

sationskonflikte", sondern auf "politische Konflikte" zurückzuführen.15

Priorität der kollektiven Rechte des Volkes auf Entwicklung und Existenz

Während die Mehrheit der führenden Exiloppositionellen eine Menschenrechts­

idee vertritt, die dem westlichen Verständnis nahekommt, gibt es auch Stimmen, 

die Vorbehalte gegenüber den extremen Formen des westlichen Individualismus 

äußern. Angesichts der Unterentwicklung des Landes und der Armut der Bevöl­

kerung legen sie Wert auf die kollektiven Rechte zur Entwicklung und Existenz 

der Bevölkerung. Wirtschaftliche Freiheit wird vor politische Freiheit gestellt. 

Gong Xiaoxia, eine Aktivistin der Demokratiebewegung seit Ende der 70er Jahre 

und CAD-Mitglied, tritt gegen eine Verbindung der Meistbegünstigungsbehand­

lung mit der Menschenrechtsfrage mit den Worten auf: "Sie (d. h. die armen 

Bauern in China) brauchen wie wir Freiheit und Menschenrechte. Aber für sie 

bedeutet die Freiheit von Hunger die grundlegende Freiheit und das Existenz­

recht das grundlegende Menschenrecht".16 Nach Wu Guoguang, dem ehemaligen 

Berater des gestürzten Parteichefs Zhao Ziyang und einem der Verfasser der 

Gründungserklärung der FDC, liege "die größte Gemeinsamkeit" aller sozialen 

Gruppen Chinas nicht in den Forderungen nach Machtdezentralisierung und 

politischer Partizipation, sondern in den Forderungen nach "wirtschaftlicher 
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Freiheit". "Wirtschaftliche Freiheit mit Eigentumsrecht als Mittelpunkt" könne 

schließlich zur Herausbildung einer "Zivilgesellschaft" beitragen.17

Daß sie Wirtschaftsentwicklung für wichtiger halten als persönliche Freihei­

ten und Rechte, bedeutet nicht, daß sie die Argumente der Regierung in Beijing 

akzeptieren. Sie akzeptieren auf theoretischer Ebene zwar auch die Priorität der 

bürgerlich-politischen Rechte, haben aber kein Vertrauen dazu, daß die Bevölke­

rung nach einem Systemwechsel ihre politische Freiheiten richtig zu nutzen weiß. 

Angesichts einer Reihe von Problemen wie Bevölkerungsexplosion, Migration, 

Verelendung oder Regionalismus machen sie sich Sorgen um die generelle 

Zukunft des Landes. So lautet ihre Zentralfrage: "Was wird nach dem System­

wechsel?"18 Ein von dieser Gruppe viel zitiertes Wort des prominenten Dissi­

denten Wang Juntao, der zur Zeit in den USA lebt, spiegelt diese Sorge wider: 

"Ich bin dagegen, um der Bürgerrechte willen das Vaterland in eine schwierige 

Situation mit großem Risiko zu führen".19

"Das despotische Regime zu stürzen ist angeborenes Menschenrecht"

Manche Oppositionellen im Exil betonen das "Widerstandsrecht des Volkes" in 

der Menschenrechtsfrage. Nehmen wir etwa den oft zu hörenden Satz: Die 

Freiheit des Volkes geht über alles. Oder die These, die Hauptaufgabe der 

chinesischen Demokratiebewegung liege darin, das Volk von der Versklavung zu 

befreien.20 Das Wort "Volk" wird als alle vom Regime Regierten verstanden. Es 

geht ihnen in der Tat nicht um Recht und Freiheit des Individuums, sondern um 

die Macht des "Volkes". Der Gründer der ersten Exilgruppe CAD und Vorsit­

zende der FDPC Wang Bingzhang bezeichnet die Aufgabe "das despotische 

Regime zu stürzen als "ein angeborenes Menschenrecht". In dem Mangel an 

Bewußtsein, daß "der Sturz des Regimes(...) angeborenes Menschenrecht" ist, 

sieht er "eine grundlegende Lehre" der unterdrückten Demokratiebewegung von 

1989. Dazu schrieb er:

Aufgrund der historischen Lehren sollten wir uns mehr für die Verbreitung 

der Menschenrechtsidee einsetzen, damit das Bewußtsein "das Regime stür­

zen ist angeborenes Menschenrecht" Wurzeln schlägt und "der Sturz des 

kommunistischen Regimes" zum Leitgedanken der künftigen Demokratiebe­

wegung wird.21

III Menschenrechte und Demokratie

Einig ist man sich in der chinesischen Exilopposition darin, daß Demokratie und 

Menschenrechte in einem engen Zusammenhang stehen und voneinander nicht 

zu trennen sind. Menschenrechte sind Freiheitsrechte. Um diese Rechte zu 

sichern, wird die Demokratie als eine notwendige Herrschaftsform angesehen. 

Demokratie diene im Grund genommen dazu, durch eine entsprechende Gesetz­

gebung die Grundrechte der Bürger vor willkürlichen Eingriffen zu schützen. 

Das bestehende politische System in China habe jedoch dem Volk jene Grund­

rechte entzogen, zu denen das Recht auf Wahl der Regierung und des politischen 

Systems gehört.22 Die Menschenrechte, vor allem die politischen Freiheiten, 

werden als Grundlage der Demokratie angesehen: "Nur auf dieser Grundlage 
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können Volksrecht, Parlamentssouveränität und Volkssouveränität entstehen".23 

Zum Beziehungsverhältnis zwischen Freiheit und Demokratie schrieb Ni Yuxian:

Die Demokratie ist für die Menschheit bisher die einzige Wahl politischer 

Ordnung, die die Freiheit jedes Bürgers (nicht die kollektive Freiheit) effek­

tiv gewährleisten kann. Wir haben die Demokratie gewählt, nur aus diesem 

Grund, daß sie der Garant der Freiheit ist.24

Freiheit ist wie der Inhalt eines Eis, während die Demokratie die Eierschale 

bildet.25

Die Freiheit des Volkes geht über alles und wird als "die allererste Aufgabe" der 

Exilopposition betrachtet.26 Doch die Geister scheiden sich, wenn es um die 

Frage geht, wie die politische Freiheit zu erlangen ist.

Sofortiger Systemwechsel mit allen Mitteln

Diejenigen, die die Menschenrechte als Widerstandsrecht des Volks verstehen, 

betrachten das kommunistische Regime als die Ursache für alle unmenschlichen 

Verbrechen in China. "Der Charakter des kommunistischen Regimes in China 

bleibt fünf Jahre nach dem Massaker nicht verändert" 27 Nur durch einen mög­

lichst baldigen Systemwechsel, egal, mit welchen Mitteln, kann das Volk ihrer 

Meinung nach politische Freiheiten und Rechte wirklich erringen. Ni Yuxian 

bezeichnet den Grundsatz "friedlich, vernünftig und gewaltfrei" der CAD, FDC 

und ADC als "ein großes Hindernis für den Kampf des Volkes um Freiheit" und 

betont das "Recht des Volkes auf Selbstbewaffnung und -Verteidigung" gegen das 

Regime. Das Volk könne wirklich frei und von der Versklavung unabhängig 

werden, wenn es das "Selbstverteidigungsbewußtsein" habe und sich "auf direkte 

oder indirekte Weise selbstbewaffnen kann".28 Anhänger dieser Gruppe betrach­

ten die Machtfrage als Kernpunkt der Demokratisierung in China und bilden den 

radikalen Flügel der Exilopposition. Dabei gehen sie bewußt oder unbewußt den 

alten Weg der Exilorganisation am Anfang dieses Jahrhunderts unter Sun Yat- 

sen, dem "Vater der Republik China", und wollen das chinesische Volk auf einen 

Schlag "von der Versklavung befreien". So entwarf Wang Bingzhang ein Modell 

zum Sturz des Regimes in drei Schritten: von der "Studentenbewegung über die 

Arbeiterbewegung zur Soldatenbewegung"29

Neo-Autoritarismus oder Taiwan-Modell

Als Gegenpol der radikalen Gruppe gehen die Anhänger des Neo-Autorita- 

rismus oder des Taiwan-Modells in ihrer Grundannahme von der Unmöglichkeit 

aus, bei dem derzeitigen Bildungsniveau für die Masse der chinesischen Bevölke­

rung weitergehende Partizipationsrechte im Sinne demokratischer Strukturen 

westlicher Prägung einzuführen.30 Sie betrachten die chinesische Demokratisie­

rung als einen langfristigen Prozeß, in dessen Anfangsphase eine "aufgeklärte 

Diktatur" unter dem liberalen Flügel der Herrschaftseliten notwendig sei, ent­

sprechend der Entwicklung in Taiwan unter der KMT seit Mite der 80er Jahre. 

Dieser Prozeß sollte, wie der Philosoph Li Zehou und der Literaturkritiker Liu 

Zaifu feststellen, zeitlich und inhaltlich in folgenden vier Schritten verlaufen: 1. 

Wirtschaftsentwicklung, 2. individuelle Freiheit, 3. soziale Gerechtigkeit, 4. politi- 
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sehe Demokratisierung.31 Es ist ihrer Meinung nach eine historische Notwendig­

keit, persönliche Freiheit zugunsten der Wirtschaftsentwicklung aufzugeben, um 

einen friedlichen Systemwechsel zu ermöglichen.

Dieser Gruppe fehlt es nicht an bekannten Gestalten wie etwa Chen Yizi und 

Wu Guoguang, den ehemaligen Beratern von Zhao Ziyang. Auch einige Kultur­

prominente wie etwa Ruan Zhiming, die vor der Demokratiebewegung 1989 eine 

totale Verwestlichung befürwortet hatten, kehrten im Exil zum Neo-Autorita- 

rismus bzw. zum Taiwan Modell zurück.32

Konstitutionelle Lösung

Die Anhänger des westlichen Liberalismus wie Ruan Ming, Guo Luoji, Yan Jiaqi 

oder Hu Ping sehen eine enge Verbindung zwischen politischer Freiheit und 

rechtlicher Freiheit und befürworten die rechtliche Lösung des Problems der 

politischen Freiheit, nämlich durch einen demokratischen Verfassungsstaat.

Die bestehende Verfassung der VR China enthält ihnen zufolge bereits einen 

mehr oder weniger ausführlichen Grundrechtekatalog, der dem Grundrechteka­

talog in Verfassungen westlicher Länder ähnelt. Das Problem liege nur darin, 

daß es keine Einschränkung staatlicher Gewalt gebe. Die Menschenrechtsbewe­

gung soll ein Teil der "Bewegung konstitutionalistischer Demokratie" (minzhu 

xianzheng yundong) sein und auf "konstitutionelle Demokratie" (xianzheng min­

zhu) zielen, indem sie durch eine Verfassungsreform die kommunistische Dikta­

tur abschafft und eine Herrschaft des Rechts einführt, um die staatliche Gewalt 

an Recht und Gesetz zu binden und dadurch die grundlegenden Freiheitsrechte 

der Bürger gegen willkürliche Eingriffe abzusichern.33

Daß China trotz der Einführung des Verfassungssystems vor hundert Jahren 

immer noch kein Verfassungsstaat ist, begründet Guo Luoji damit, daß die Re­

formbewegungen und Revolutionen in der Vergangenheit im Grund genom­

men nur auf Machtwechsel zielten und nichts mit dem Rechtsanspruch des Vol­

kes zu tun hatten. Der Mangel an Rechtsbewußtsein und Rechtsanspruch war 

seiner Auffassung nach ebenfalls eine Schwäche der Demokratiebewegung im 

Jahr 1989.34 So sollte die gegenwärtige Demokratiebewegung "eine Bewegung 

um Recht, nicht um Macht" sein und durch politische Reformen ihr Ziel errei­

chen.35 Diese Bewegung soll "friedlich und schrittweise" verlaufen, um große 

gesellschaftliche Erschütterungen oder den Zerfall des Landes zu vermeiden. 

"Die Geschichte Chinas und der Welt hat gezeigt, daß jeder Versuch, der 

Menschheit durch Gewalt und gewaltsame Revolutionen zu einem neuen Leben 

zu verhelfen, nur katastrophales Leid über das Volk bringen konnte".36

IV Die Rechte der nationalen Minderheiten

Die Menschenrechte gelten für nicht wenige Exiloppositionelle eher als eine 

politische Losung oder als eine Waffe zum Zwecke, das Heimatregime herauszu­

fordern. So werden sie als Ziel der Demokratiebewegung bei manchen konkre­

ten Fragen immer dann leicht vergessen, wenn es nicht um Menschenrechtsver­

letzungen des Regimes in Beijing, sondern um "das Interesse der chinesischen 

Nation" geht. Diese Verwirrung zeigt sich insbesondere bei der Rechtsfrage 

nationaler Minderheiten in China.
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Die führenden Exildissidenten erkennen die Frage nationaler Minderhei­

ten zwar "im Grund genommen als eine Frage der Menschenrechte" an und 

fordern eine gleichberechtige Behandlung aller Nationalitäten, setzen sich jedoch 

nicht für deren Unabhängigkeitsbestrebung ein: "Wir sind Demokraten und 

zugleich auch Patrioten".3' An der Basis findet die Ablehnung einer "Spaltung 

des Staatsgebiets" ebenfalls eine überwältigende Mehrheit. Man hat zwar 

Verständnis für die Forderungen der Tibeter nach Achtung ihrer Menschenrech­

te, aber nicht für die nach Achtung ihrer Souveränität. Menschenrechtsfrage und 

Souveränität sind eben zwei paar Schuhe. So sind sie besorgt darum, daß die im 

Exil lebenden Tibeter in der Tibetfrage "die westliche Ansicht" akzeptiert 

haben.39 Der wohl bekannteste Dissident Chinas Fang Lizhi sagte einmal zum 

geistigen Führer der Tibeter, dem Dalai Lama: Er könne es als Privatperson 

akzeptieren, daß die Tibeter unabhängig von China werden wollten; auf der 

nationalen Ebene könne diese Entscheidung jedoch nicht akzeptiert werden.40 

Für die meisten Exildissidenten gilt die Einheit des Staates als Prinzip, und es 

bleibt bei ihren Bemühungen um nationale, zumindest jedoch staatliche Integra­

tion nur wenig Raum für "Volksgruppenrechte". Sie betrachten die gegenwärtige 

Demokratiebewegung als "eine Bewegung der Han-Chinesen und nationaler 

Minderheiten" und glauben, nur Demokratisierung Chinas könne die Interessen 

der nationalen Minderheiten schützen.41

Diejenigen, die offen für das Selbstbestimmungsrecht der Tibeter eintreten, 

wie der Chefredakteur der Exilzeitschrift Beijing Zhichun Yu Dahai, der freie 

Journalist Cao Changqing oder der Menschenrechtler Wu Hongda (Henry Wu) 

bilden in der Exilopposition nur eine ganz kleine Minderheit.42 Ihre Forderung 

nach Selbstbestimmungsrecht stieß auf Kritik von der Basis. Ein Aktivist der 

Exilopposition bemerkt:

Es ist die Verpflichtung aller Chinesen, die Einheit des Landes zu bewahren. 

(...) Die Frage der nationalen Minderheiten kann nur durch eine Einführung 

der Autonomie und lokalen Selbstverwaltung gelöst werden. Auch die zu­

künftige demokratische Regierung Chinas muß das Gefühl und den Willen 

des Volkes respektieren.43

Wu Hongda stellte demgegenüber: "Die meisten Chinesen haben einen Vater­

landskomplex. Tibet ist ihrer Meinung nach ein Teil des Vaterlandes und darf 

deshalb nicht von China unabhängig werden."44 Dieser "China-Komplex" zeigt 

sich auch deutlich beim Versuch mancher Exildissidenten, die Oppositionsbewe­

gung mit Nationalismus oder Patriotismus zu verbinden. Für sie bedeutet "Ret­

tung der chinesischen Nation" das eigentliche Ziel und Menschenrechte oder 

Demokratie gelten nur als Mittel, dieses zu erreichen. Nach Lin Changsheng, 

einem in den USA lebenden Aktivist der Exilbewegung, liegt das Wesen der 

gegenwärtigen Demokratiebewegung in "Demokratie und Rettung Chinas" 45

Die Exilopposition soll auch das "Banner des Nationalismus" hochhalten, 

denn "Patriotismus als Losung kann mehr als persönliche Freiheit die Unter­

stützung und Sympathie breiter Massen finden".46 Guo Ping, ehemaliger Kon­

trollkommissionsvorsitzender der CAD, rief zur Stärkung Chinas durch politi­

sche Demokratisierung und Entwicklung der Marktwirtschaft auf:
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Wir werden 50 Taiwan oder 10 Japan (in China) aufbauen können. (...) 

Kommen die drei Seiten Chinas, Taiwan und Hongkong aufgrund einer 

demokratischen Vereinigung zusammen, wird die chinesische Nation mit 

Sicherheit im 21 Jahrhundert in hellem Glanz erstrahlen und Japan über­

holen.47

Schlußbemerkung

Abschließend läßt sich feststellen, daß die Exilopposition der VR China trotz 

einer gemeinsamen Zielrichtung kein einheitliches Verständnis in der Menschen­

rechtsfrage hat. Ein großer Teil der führenden Exildissidenten akzeptiert die 

Menschenrechte als Rechte des Individuums und betrachtet die westliche konsti- 

tutionale Demokratie als Modell für China. Aber es gibt auch andere Stimmen. 

Während die einen auf politische Macht zielen, gehen die anderen von den 

Interessen des Staates oder der Nation aus und lassen die politische Freiheit und 

die Rechte des Individuums hinter kollektive Rechte, Sozialrechte oder die "In­

teressen der Nation" zurücktreten.

James D. Seymour hat zurecht festgestellt: "Chinese intellectuals therefore 

are quite right in giving primacy to the question of civil liberties, but if they talk 

only of this and wresting power from the communists, there is a question of 

sincerity".48 Diese Frage muß leider offen bleiben, solange die Exilopposition 

noch Opposition im Exil ist.
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